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Fazit: Studien und Risiko-
schätzungen an der Wohnbe-
völkerung der Präfektur Fu-
kushima, speziell auch inter-
nationaler Gremien, die sich 
auf das amtliche japanische 
Strahlen-Monitoring stützen, 
sind ebenso unbrauchbar und 
das Papier nicht Wert, auf 

dem sie gedruckt werden, wie 
Studien und Risikoschätzun-
gen an den Katastrophenhel-
fern von Fukushima Dai-ichi, 
deren Dosismessungen, wie 
bereits berichtet, ebenfalls 
manipuliert wurden. [2]

Th.D.

1. Yoshida Kunihiro, Anshin-
anzen Project Minami-Soma, 
Naibu-hibaku-kenkyūkai (ACSIR),
Nemoto Yoshimitsu, Himawari 
project Minamisoma, Bürger aus 
Kōriyama, Satō Shōsuke: Unter-
suchung der amtlichen Umwelt-
radioaktivitätsmeßpunkte (moni-
toring posts) in Kōriyama-shi, 
Soma, Minami-Soma und Iitate.

www.geocities.jp/ansinanzen_pro
ject/index.html; hier zitiert nach 
einer Übersetzung aus dem Japa-
nischen ins Deutsche von Annette 
Hack.
2. Dosismessungen der Katastro-
phenhelfer wurden manipuliert, 
Strahlentelex 614-615 vom 2.8. 
2012, S.1, www.strahlentelex.de/
Stx_12_614_S01-02.pdf 

Die japanische Nuclear Re-
gulation Authority (NRA) 
beim japanischen Umweltmi-
nisterium (Ministry of the En-
vironment, MOE) hat am 13. 
Dezember 2012 „Überlegun-
gen“ zur Festsetzung soge-
nannter Optimierter Eingreif-
richtwerte (Optimized Inter-
vention Level, OIL) für 
Schutzmaßnahmen bei Atom-
katastrophen veröffentlicht. 
Als „Indikator für Evakuie-
rungen als Schutzmaßnahmen 
bei Krisen“ galt bisher in Ja-

pan eine Effektivdosis durch 
äußere Bestrahlung von 50 
Millisievert (mSv). Dies wur-
de jetzt modifiziert zu einer 
Effektivdosis von 50 mSv in-
nerhalb 1 Woche. Derselbe 
Wert von 50 mSv/Woche soll 
auch für die Schilddrüsen-Or-
gandosis und für die Äquiva-
lentdosis für Föten gelten.

Schnelle Evakuierung in-
nerhalb weniger Stunden

Als „Standard für die Evaku-
ierung der Bevölkerung inner-

halb weniger Stunden oder 
den Aufenthalt in geschlosse-
nen Räumen“ setzt die NRA 
zudem 500 Mikrosievert pro 
Stunde (µSv/h) fest. Für „den 
Zeitraum, in dem die Kon-
zentration von Radionukliden 
in Lebensmitteln noch nicht 
gemessen werden kann“ soll 
zudem ein Standard von 0,5 
µSv/h für die Verzehrsbe-
schränkung von Lebensmit-
teln aus lokaler Produktion 
gelten – „soweit sie nicht un-
verzichtbar sind“. Und als 
Standard für die Dekontami-
nation der Körperoberfläche 
der Evakuierten wird die 
Zählgeschwindigkeit des De-
tektors (û-Strahlung: 40.000 
cpm) festgesetzt. Dazu sollen 
die Evakuierten einer Reihen-
untersuchung unterzogen wer-

den, und bei Überschreiten 
des Standards soll schnell de-
kontaminiert werden. (Der 
Wert von 40.000 cpm (counts 
per minute) bezieht sich auf 
Meßfenster mit einer Oberflä-
che von 20 Quadratzentime-
tern. In Japan sind Geräte mit 
größeren Meßfenstern in Ge-
brauch, als es dem Standard 
der IAEA entspricht.)

Maßnahmen in der frühen 
Phase innerhalb weniger 
Tage bis Wochen

Für Maßnahmen, die in einer 
frühen Phase, das heißt „in-
nerhalb einer bis einiger Wo-
chen“ durchzuführen sind, legt 
die NRA in Anlehnung an den 
Indikator für geplante Evaku-
ierungen (innerhalb eines Mo-
nats zu räumende Regionen) 
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Japans Nuclear Regulation 
Authority (NRA)
Japan hat gewählt, eine neue Regierung ist im Amt. Es deu-
tet alles darauf hin, daß sie versuchen wird, die noch still-
gelegten japanischen Atomreaktoren wieder anzufahren.
Der neue Industrieminister Motegi Toshimitsu wird in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 28. Dezember 2012 
zitiert, als Voraussetzung müsse sich jedoch „die Atomre-
gulierungsbehörde auf der Basis wissenschaftlicher Er-
kenntnisse für ihre Sicherheit verbürgen“.
Diese Behörde, die Nuclear Regulation Authority (NRA), 
war nach der Katastrophe von Fukushima beim Umweltmi-
nisterium angesiedelt worden. Sie wird in japanischen Me-
dien gern als „unabhängig“ bezeichnet.
Die Atomregulierungsbehörde gab Anfang November 2012 
bekannt, daß 4 von 6 Mitgliedern einer Kommission, die 
neue Sicherheitsbestimmungen für Kernkraftwerke konzi-
pieren soll, in den letzten 3 bis 4 Jahren Zahlungen aus der 
Atomindustrie in Form von Honoraren, Spenden oder Sti-
pendien erhalten haben. Es geht dabei um Beträge zwischen 
3 und 27 Millionen Yen (100 Yen = ca. 1 Euro). Das ist ei-
nem Bericht der Nachrichtenagentur Kyodo in der Japan 
Times vom 4. November 2012 zu entnehmen.
Yamaguchi Akira, Professor an der Graduiertenschule der 
Universität Osaka und Yamamoto Akio, Professor an der 
Universität Nagoya, erhielten je über 500.000 Yen jährlich, 
unter anderem von der Nukleartochter der Kansai Elektrizi-
tätswerke (Kepco). Zusätzlich erhielt Yamamoto Spenden 
und Forschungsstipendien von über 27 Millionen Yen von 
Mitsubishi Heavy Industries, die unter anderem Atomkraft-
werke ausrüsten. Yamaguchi warb insgesamt 10,1 Millionen 
Yen von Japan Atomic Power Co. und vergleichbaren Un-
ternehmen ein.
Abe Yutaka, Professor an der Universität Tsukuba, erhielt 
insgesamt 5 Millionen Yen aus verschiedenen Quellen, die 
mit der Atomwirtschaft zusammenhängen, darunter ein zu 
Tepco gehörendes Labor. Sugiyama Tomoyuki, Forscher 
der staatlichen Japanischen Nuklearenergieagentur, erhielt 
etwa 3 Millionen Yen von Nuclear Fuel Industries.
Nur Watanabe Norio, ebenfalls Forscher der Japanischen 
Nuklearagentur, und Katsuta Tadahiro, Professor an der 
Meiji-Universität, hatten keinerlei Zahlungen aus der Nu-
klearindustrie aufzuweisen.
Die Offenlegung der Zuwendungen entspricht den Vor-
schriften der Atomregulierungsbehörde. Diese erwartet denn 
auch „keinerlei Probleme“ bei der Bestellung der Kommis-
sionsmitglieder. A.H.

nach der Reaktorenkatastro-
phe von Fukushima Daiichi in 
Höhe einer Effektivdosis von 
20 mSv pro Jahr diesen Wert 
als Standard fest: 20 mSv über 
1 Jahr. Als Standard für eine 
zeitweise Umsiedlung der 
Wohnbevölkerung innerhalb 
einer Woche leitet die NRA 
daraus einen Wert von 20 
µSv/h ab.

Verzehrsbeschränkungen 
über lange Zeiträume

Der Richtwert, der für Maß-
nahmen der Verzehrsbe-
schränkungen für Lebensmit-
tel von wenigen Tagen bis zu 
langen Zeiträumen gilt, habe 
bisher in Japan bei einer Ex-
positionsdosis durch Lebens-
mittel von bis zu 5 mSv pro 
Jahr für alle Radionuklide ge-
legen. Die IAEA hat dafür ei-
nen Wert von 10 mSv pro Jahr 
empfohlen. Weil der japani-
sche Wert bisher jedoch nied-
riger als der der IAEA war, 
solle er in Japan weiter beibe-
halten werden, meint die NRA 
und leitet daraus Verzehrsbe-
schränkungen für Lebensmit-
tel ab beim Überschreiten von:

300 Becquerel Jod-131 pro 
Kilogramm (Bq/kg Jod-131) 
in Trinkwasser, Milch und 
Milchprodukten sowie von
2000 Bq/kg Jod-131 in Ge-
müse, Eier, Fisch u.a.

200 Bq/kg Cäsium-137 und 
Strontium-90 in Trinkwasser, 
Milch und Milchprodukten 
sowie von
500 Bq/kg Cäsium-137 und 
Strontium-90 in Gemüse, Eier, 
Fisch u.a.
20 Bq/kg Uran in Trinkwas-
ser, Milch und Milchproduk-
ten sowie von
100 Bq/kg Uran in Gemüse, 
Eier, Fisch u.a.
1 Bq/kg Plutonium in Trink-
wasser, Milch und Milchpro-
dukten sowie von
10 Bq/kg Plutonium in Ge-
müse, Eier, Fisch u.a.

In Japan seien Messungen al-
ler Radionuklide relativ leicht 
durchzuführen, erklärt die 
NRA. Deshalb würden Werte 
für ein von der IAEA emp-
fohlenes vorgeschaltetes 

Screeningprogramm als un-
nötig angesehen.

Kommentar:
Die Methodik der IAEA
Die japanische Atomregulie-
rungsbehörde NRA bezieht 
sich bei ihrer Planung für neue 
Atomkatastrophen ausdrück-
lich auf die Methodik der In-
ternationalen Atomenergie-
agentur (IAEA) – der interna-
tionalen Lobbyorganisation 
der Atommächte und der 

Atomindustrie. Das ist besorg-
niserregend.

Die grundsätzliche Entschei-
dung der NRA, die Standards 
der IAEA anzuwenden, ist be-
reits im Oktober 2012 getrof-
fen worden. Am 30. Oktober
2012 erließ die Behörde neue 
Katastrophenschutzrichtlinien, 
die einen verbesserten Kata-
strophenschutz in 30 Kilome-
ter-Zonen um Atomkraftwerke 
gewährleisten sollen. Dazu 

gehören Evakuierungsrichtli-
nien mit den jetzt konkreti-
sierten Grenzwerten, bei deren 
Überschreitung evakuiert wer-
den muß, und Evakuierungs-
pläne, die in den betreffenden 
Regionen bis Ende März 2013
erarbeitet werden sollen. Nach 
den bisher gültigen Richtli-
nien waren solche Pläne nur 
für ein Gebiet von 8 bis 10 
Kilometer um die Kraftwerke 
gefordert. Nach den neuen 
Richtlinien sollen Einwohner 
im 5 Kilometer-Umkreis so-
fort zur Evakuierung aufge-
fordert werden, wenn ein 
schwerer Nuklearunfall zu er-
warten ist.

Die Erfahrungen aus der Kata-
strophe von Fukushima, mit 
Erdbeben, Reaktorunfall und 
Tsunami – unpassierbare 
Straßen, zerstörte Bahnlinien 
und Transportmittel, unterbro-
chene Versorgung mit Elektri-
zität und Treibstoffen, un-
brauchbar gewordene Moni-
tore, unterbrochene Daten-
übermittlung, um nur einiges 
zu nennen –, haben bei der 
Erarbeitung der Richtlinien 
offenbar eine untergeordnete 
Rolle gespielt. Zugrundege-
legt wurde eine Computersi-
mulation der Kernschmelze 
für 16 der jetzt noch intakten 
50 japanischen Atomkraft-
werke auf der Basis der von 
den Betreibern gesammelten 
Wetterdaten (Windrichtung, 
Niederschlag u. ä.). Ziel der 
Simulation war es, je Kern-
kraftwerk die Gebiete heraus-
zufinden, in denen die Strah-
lung den IAEA-Evakuie-
rungswert von 100 Millisie-
vert innerhalb von 7 Tagen 
überschreiten könnte. Die Si-
mulation wurde der Öffent-
lichkeit bereits am 24. Okto-
ber vorgestellt. 6 der 16 Si-
mulationen waren fehlerhaft –
aufgrund von Dateneingabe-
fehlern waren die geographi-
schen Lokalisierungen um 
22,5 Grad gegen den Uhrzei-
gersinn gedreht und mußten 
korrigiert werden. In vier der 
16 simulierten Szenarien ging 
die 100 Millisievert in 7 Ta-
gen-Grenze über den 30 Ki-
lometer-Radius hinaus. Das 
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berichtete die japanische Zei-
tung The Daily Yomiuri in ih-
rer Ausgabe vom 1. Novem-
ber 2012.

Konzentration auf die 
Vermeidung akuter 
Strahlenschäden
Eingreifrichtwerte oder Not-
fall-Referenzwerte wurden 
erstmals in den späten 1950er 
Jahren nach dem Unfall in 
Windscale in Großbritannien 
(UK) vom UK Medical Rese-
arch Council aufgestellt. 
Ähnliche Konzepte und 
Richtwerte für Maßnahmen 
nach einem Nuklearunfall 
wurden in der Folgezeit zwar 
von vielen Ländern über-
nommen, erst in den frühen 
1980er Jahren jedoch hat die 
Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften (KEG) 
damit begonnen, von einem 
Expertengremium Maßnah-
men nach Nuklearunfällen 
analysieren zu lassen. Die Er-
gebnisse dieser Untersuchung 
wurden in einer KEG-Veröf-
fentlichung [CEC 82] zusam-
mengeführt, die als Leitfaden 
für Strahlenschutzkriterien zur 
Beschränkung von Strahlen-
dosen der Bevölkerung bei 
unfallbedingten Freisetzungen 
radioaktiver Stoffe verstanden 
werden sollte. Enthalten sind 
darin Zahlenwerte als Ein-
greifrichtwerte (Intervention 
Level) für kurzfristige Maß-
nahmen, speziell den Verbleib 
in geschlossenen Räumen, die 
Evakuierung und die Ausgabe 
von stabilem Jod. Über letztes 
scheinen in Japan noch Un-
klarheiten zu bestehen.

Es wurden dabei jeweils zwei 
Werte festgelegt, einen unte-
ren, bei dessen Erreichen man 
beginnen sollte, die Durchfüh-
rung der Maßnahme zu erwä-
gen, und einen oberen, bei 
dessen Erreichen die Maß-
nahme bereits durchgeführt 
sein sollte. Den konkreten 
Umständen eines Nuklearun-
falls entsprechend sollte dann 
innerhalb dieses Wertebe-
reichs ein geeigneter Ein-
greifwert gewählt werden.

Nachdem der Leitfaden der 
KEG erschienen war, wurden 

mehrere vergleichbare Veröf-
fentlichungen auch von ver-
schiedenen internationalen 
Organisationen herausgege-
ben, speziell von der Interna-
tionalen Strahlenschutzkom-
mission (ICRP) [ICR 84], der 
Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) [WHO 88] und der 
Internationalen Atomenergie-
agentur (IAEA) [IAE 85]. In-
haltlich sind diese Veröffent-
lichungen, vor allem in Bezug 
auf die Grundsätze, auf denen 
Maßnahmen beruhen sollen 
und hinsichtlich der empfoh-
lenen Eingreifrichtwerte prak-
tisch gleich bis völlig iden-
tisch. Sie wurden nämlich 
weitgehend von derselben Ex-
pertengruppe erstellt, merkte 
bereits Neale Kelly von der 
Generaldirektion XII for Sci-
ence, Research and Develop-
ment der Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften 
während einer Klausurtagung 
der deutschen Strahlenschutz-
kommission im Jahre 1991 an. 
Wenn hier Einmütigkeit er-
zielt wurde, sollte dies nicht 
notwendigerweise als reprä-
sentativ für die Auffassung 
einer breiteren internationalen 
Gemeinschaft betrachtet wer-
den, betonte er. Zwar seien die 
Leitlinien in einigen Berei-
chen durchaus angreifbar und 
mehrdeutig, ihr Vorhanden-
sein habe sich jedoch unmit-
telbar nach dem Unfall von 
Tschernobyl als sehr hilfreich 
erwiesen.

Monetäre Kosten-Nutzen-
Analysen
Diese Leitlinien in jeder dieser 
Veröffentlichungen enthalten 
die Rechtfertigung der Maß-
nahmen, ihre Optimierung 
und die Vermeidung determi-
nistischer, also dosisabhängi-
ger akuter Strahlenwirkungen. 
Die Leitlinien waren jedoch 
mit Blick auf Atomunfälle 
geringeren Ausmaßes erdacht 
worden, bei denen die vorge-
schlagenen Maßnahmen zeit-
lich und örtlich deutlich be-
grenzt wären. Das Vorgehen 
bei großen Katastrophen mit 
Auswirkungen für viele Län-
der, wie sie inzwischen ge-
schehen sind, wurde nicht

behandelt.

Kurz nach der Reaktorkata-
strophe von Tschernobyl er-
ließ denn auch die Europäi-
sche Gemeinschaft eine erste 
Verordnung zur Beschränkung 
der Konzentration von Radio-
nukliden in Nahrungsmitteln
[EUR 90]. Diese Verordnung 
bezieht sich auf Nahrungs-
mittel bei der Einfuhr aus 
Drittländern in die EU und ist 
in etwas modifizierter Form 
bis heute in Kraft. Ebenso gilt 
das für eine weitere Verord-
nung, die die Konzentration 
von Radionukliden in Nah-
rungsmitteln bei einem künf-
tigen Unfall in der EU auf ei-
nem deutlich höheren Be-
lastungsniveau festschreibt 
[EUR 89].

Die Erfahrungen mit Tscher-
nobyl führten international zu 
einer Überarbeitung der Leit-
linien. Dabei setzte sich die 
IAEA an die Spitze dieser 
Aktivitäten und stellte im Ja-
nuar 1990 eine neu überar-
beitete Fassung fertig [IAE 
91]. Die Grundsätze der 
IAEA-Leitlinien lassen sich in 
drei Punkten zusammenfas-
sen: Die Maßnahme soll „ge-
rechtfertigt“ sein und „mehr 
Nutzen als Schaden“ verursa-
chen. Die Werte, bei denen 
eine Maßnahme eingeführt 
und später wieder aufgehoben 
wird, sollen „optimiert“ wer-
den, um einen „maximalen 
Nettonutzen“ zu erzielen. Und 
schließlich: Schwerwiegende 
deterministische gesundheitli-
che Wirkungen sollen verhin-
dert werden, indem man die 
Strahlendosen für einzelne 
Personen auf Werte unterhalb 
der Schwelle für solche Wir-
kungen begrenzt. Dieser letzte 
Punkt wird zum Teil auch als 
Folge einer konsequenten 
Anwendung der beiden ersten 
gesehen.

Die „Optimierung“ beruht da-
bei auf Begriffen der monetä-
ren Kosten-Nutzen-Analyse. 
Unter „Nettonutzen“ werden 
dabei die Kosten verstanden, 
die dem durch die Strahlen-
belastung verursachten ge-
sundheitlichen Risiko zuzu-

schreiben sind, wenn keine 
Maßnahmen getroffen wer-
den, abzüglich der Kosten, die 
dem verbleibenden gesund-
heitlichen Strahlenrisiko zu-
zuschreiben sind, nachdem die 
Maßnahme getroffen wurde, 
sowie abzüglich der Kosten, 
die den Risiken zuzuschreiben 
sind, die sich aus der Maß-
nahme selbst ergeben, und 
schließlich abzüglich auch der 
finanziellen und sozialen Ko-
sten der Maßnahme selbst. 
Gerechtfertigt wäre eine Maß-
nahme demnach, wenn ihr 
Nettonutzen positiv ist und 
das Optimum wäre erreicht, 
wenn der Nettonutzen einen 
Höchstwert annimmt.

Die Beschränkung auf deter-
ministische Strahlenschäden 
bedeutet, daß die empfohlenen 
Eingreifrichtwerte nicht – wie 
man erwarten könnte – die 
Zahl der vielfältigen (stocha-
stischen) Folgewirkungen in-
nerhalb der betroffenen Be-
völkerung vermindern helfen, 
sondern lediglich auf eine 
Vermeidung unmittelbarer 
und deshalb auffälliger akuter 
(deterministischer) Gesund-
heitsschäden hinwirken sollen. 
In der öffentlichen Darstel-
lung wird dies gern mit 
Schweigen übergangen. Al-
lerdings wird damit die viel-
fach zu hörende formelhafte 
Beschwörung erklärlich, es 
bestehe „keine akute Gefahr“, 
während die Menschen sich 
vielmehr um ihre Zukunft sor-
gen.
Es ist nicht verwunderlich, 
wenn die IAEA so vorgeht, 
denn ihr satzungsgemäßes 
Ziel ist, die (zivile) Nutzung 
der Atomenergie zu fördern. 
Gefährlich allerdings ist es für 
eine Bevölkerung, wenn deren 
Regierung und Behörden einer 
Lobbyorganisation wie der 
IAEA die Definitionsmacht 
über Nutzen, Sinn und Zweck 
von Maßnahmen des Katastro-
phen-, Strahlen- und Gesund-
heitsschutzes überlassen. Das 
gilt nicht nur für Japan, 
sondern auch für Deutschland. 
Nötig wäre stattdessen eine 
offene und öffentliche Dis-
kussion darüber, wieviele mit-
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tel- und langfristige Folge-
schäden eine Gesellschaft und 
der Einzelne zu akzeptieren 
bereit sind. Th.D.

Nuclear Regulation Authority 
(NRA) Japan: Grundsätzliche 
Überlegungen zur Festsetzung 
von OIL, Materialien 2-3, 13.12. 
Heisei 24 (2012), (japanisch)
www.nsr.go.jp/committee/yuushi
kisya/pre_taisaku/data/0003_04.p
df, hier zitiert nach einer Überset-
zung aus dem Japanischen ins 
Deutsche von Annette Hack.
The Daily Yomiuri, 1.11.2012, S. 
1 u. 3; hier zitiert nach einer 
Übersetzung von Annette Hack.
G. N. Kelly: Die internationale 
Entwicklung von Eingreifwerten 
zur Anwendung bei Nuklearun-
fällen; in Notfallschutz und Vor-
sorgemaßnahmen bei kerntechni-
schen Unfällen, SSK Band 25, 
Klausurtagung der Strahlen-
schutzkommission 7./8. Novem-

ber 1991, Gustav Fischer Verlag 
1993 

Folgen von Fukushima

Frühe Messung 
von radioakti-
vem Fallout in 
Fukushima-
Stadt
Am 2. Dezember 2012 veröf-
fentlichten japanische Wissen-
schaftler des National Institute 
of Radiological Sciences auf 
Chiba Ergebnisse früher Mes-
sungen von radioaktivem Fall-
out und Dosisabschätzungen 
in der Stadt Fukushima. Mit 
einem hochreinen Germani-
um-Detektor untersuchten sie 

eineinhalb Tage nach Un-
fallbeginn genommene Proben 
gammaspektrometrisch aus 
dem Innen- und Außenbe-
reich. Sie identifizierten dabei 
elf künstliche (131I, 132I, 134Cs, 
136Cs, 137Cs, 129Te, 129mTe, 
131mTe, 132Te, 140La und 
99mTc) und 5 natürliche Ra-
dionuklide. Die Luft-Gesamt-
dosis, vor allem bezogen auf 
132I, 134Cs und 136Cs habe in 
7,5 cm Höhe über dem Erd-
boden 4 bis 6 μGy/h betragen. 
Zur radioaktiven Kontamina-
tion der Erde hätten vor allem
132I und 132Te beigetragen, mit 
Werten von 330 bis 420 
Bq/cm2 (3.300.000 bis 
4.200.000 Bq/m2). In einem 
Worst-Case-Szenario wurden 
die maximale Haut-Dosislei-
stungen zu 520 bis 670 μGy/h
[Mikrosievert pro Stunde] ab-

geschätzt. Die effektiven Do-
sisleistungen geben die Auto-
ren zu 10 bis 15 µSv/h an, mit 
einem Maximum von 17,9 
µSv/h am 16. März 2011 um 4 
Uhr morgens Ortszeit. Dabei 
seien 132I, 134Cs und 132Te die 
wichtigsten beteiligten Radio-
nuklide gewesen.

Masashi Takada, Toshikazu 
Suzuki: Early in situ Measure-
ment of Radioactive Fallout in 
Fukushima City due to Fukushi-
ma Daiichi Nuclear Accident 
National Institute of Radiological 
Sciences, Chiba 263-8555, Japan, 
Corresponding author: m_takada
@nirs.go.jp
Radiat Prot Dosimetrie (2012) 
doi: 10.1093/rpd/ncs320 Oxford 
University Press
http://rpd.oxfordjournals.org/cont
ent/early/2012/12/02/rpd.ncs320.
abstract 

Mitte Dezember 2012, ein-
dreiviertel Jahre nach der 
Reaktorenkatastrophe von 
Fukushima Daiichi, traf sich 
die Internationale Atomener-
gieorganisation (IAEO) für 
drei Tage in der Stadt Kori-
yama in der japanischen Prä-
fektur Fukushima, um einen 
Aktionsplan für verbesserte 
Atomsicherheit zu verhandeln. 
Ein Abschied vom Atomstrom 
stand jedoch nicht auf der Ta-
gesordnung. Im Gegenteil: 
Ziel der Organisation ist es 
nach Artikel 2 ihres Statuts, 
„in der ganzen Welt den Bei-
trag der Atomenergie zum 
Frieden, zur Gesundheit und 
zum Wohlstand zu beschleu-
nigen und zu steigern.“

„Weltweit einheitliche 
Standards beim Strah-
lenschutz in der Medizin 
weiterentwickeln“

Kurz zuvor hatte die IAEO
vom 3. bis 7. Dezember 2012, 

in Bonn ein Treffen mit rund 
700 Experten zum Strahlen-
schutz in der Medizin abge-
halten. Gastgeber war denn 
auch das deutsche Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit 
(BMU), nicht jedoch das Ge-
sundheitsministerium, wie 
mancher denken könnte. Dr. 
Wolfgang Weiss vom deut-
schen Bundesamt für Strah-
lenschutz (BfS) und derzeit 
auch Vorsitzender des Wis-
senschaftlichen Komitees der 
Vereinten Nationen für die 
Wirkung der Atomstrahlung 
(UNSCEAR), saß der Tagung 
vor.

Ursula Heinen-Esser, Parla-
mentarische Staatssekretärin 
des BMU, erklärte zur Eröff-
nung der Veranstaltung: „Die 
Anwendung neuer Verfahren 
in Diagnostik und Therapie 
mit Hilfe ionisierender Strah-
lung schreitet rasant voran.“ 
Drei Grundsätze müßten als 

Leitmotive das Handeln be-
stimmen: die Rechtfertigung 
der Anwendung von Strah-
lung, die Optimierung und die 
Risikominimierung.

Gerechtfertigt ist die Strah-
lenanwendung laut Frau Hei-
nen-Esser, wenn der Nutzen 
der Anwendung deren Risiko 
überwiege. Der weltweit stei-
gende Einsatz ionisierender 
Strahlen in der Medizin sei 
bereits ein klares Indiz für de-
ren Nutzen. Im Jahr 2008 habe 
es weltweit allein circa 4 Mil-
liarden Anwendungen in der 
Diagnostik gegeben und nun 
müsse auch den Entwick-
lungsländern der Zugang zu 
diesen Techniken ermöglicht 
werden, um von deren Nutzen 
ebenfalls profitieren zu kön-
nen.

Unter Optimierung versteht 
Frau Heinen-Esser das Errei-
chen der Anwendungsziele 
mit geringst möglicher Strah-
lendosis und unter Risiko-
minimierung die Begrenzung 
des Risikos durch Festlegung 
von Grenzwerten. Sie hoffe 
auf „Impulse der Konferenz“, 
„um die bestehenden Stan-
dards beim Strahlenschutz 
einheitlich weiterzuentwik-
keln“. Dazu sollte ein „neues 
Aktionsprogramm“ für das 

kommende Jahrzehnt entwik-
kelt werden.
BMU Pressemitteilung Nr. 157/
12 vom 03.12.2012

„Kerntechnik zur Siche-
rung der Lebensmittel-
versorgung“

Anwendungen der Kerntech-
nik tragen seit beinahe 50 Jah-
ren dazu bei, neue Pflanzen-
sorten zu entwickeln, Schäd-
linge zu bekämpfen, Tierseu-
chen zu diagnostizieren, Bo-
denbewirtschaftung und Was-
serwirtschaft zu verbessern 
und die Lebensmittelsicherheit 
zu erhöhen, wovon Landwirte 
in aller Welt profitieren. Das
verkündete die Abteilung Öf-
fentlichkeitsarbeit der Inter-
nationalen Atomenergie-Or-
ganisation (IAEO) in Wien in 
einer Pressemitteilung vom 
12. September 2012. Die 
wichtige Rolle der Kerntech-
nik in der Landwirtschaft 
stehe deshalb auch im Mittel-
punkt des wissenschaftlichen 
Forums der IAEO am 18. und 
19. September 2012 in Wien. 
„Food for the Future: Meeting 
the Challenges with Nuclear 
Applications“ (Nahrung für 
die Zukunft: Bewältigung der 
Herausforderungen mit nu-
klearen Anwendungen) lautete
das Thema des Forums, das 

Atompolitik

Die IAEO stärkt sich für neue 
Aufgaben und sucht ihren Einfluß 
auszuweiten
Wie sich der Bock zum Gärtner macht
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